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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates über allgemeine Regein 
für die Destiiiation von Tafeiwein in der Zeit vom 1. Juii 1974 bis zum 
30. September 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2592/73 2), insbesondere auf 
Artikel 7 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
kann für den Fall, daß eine Festigung der Preise 
durch die Gewährung von Beihilfen für die private 
Lagerhaltung von Tafelweinen allein nicht erreicht 
werden kann, die Destillation beschlossen werden. 

Beihilfen für die private Lagerhaltung von Tafel- 
weinen werden seit Ende des Jahres 1973 für Weine 
der Arten R I, R II, R III, A I und A II gewährt'; 
dennoch liegen die Weinpreise teilweise unter den 
Auslösungspreisen. 

Die Möglichkeit, für die genannten Weinarten 
Lagerverträge mit einer Laufzeit von neun Monaten 
zwischen dem 16. Dezember 1973 und dem 15. Fe- 
bruar 1974 zu schließen, hat keine spürbare Festi- 
gung der Weinpreise bewirkt. 

Die reiche Ernte 1973/1974 erbrachte verfügbaren 
Wein in solchen Mengen, daß der normale Bedarf 
dieses Weinwirtschaftsjahres weit überschritten 
wurde. 

Die Voraussetzungen für die Auslösung von 
Destillationsmaßnahmen sind erfüllt. 


Es ist erforderlich, die Bedingungen für diese 
Destillationsmaßnahmen genau festzulegen; insbe- 
sondere darf der Preis der für die Destillation be- 
stimmten Weine keinen Anreiz für die Erzeugung 
hauptsächlich zur Destillation bestimmter Weine 
darstellen; gleichzeitig muß er jedoch genügend 
anziehend sein, damit die Maßnahmen Erfolg haben. 

Um die Tragweite der Maßnahme in Grenzen 
zu halten, sollte deren Geltungsdauer eingeschränkt 
werden; außerdem muß eine Handhabe geschaffen 
werden, um die Destillation einzustellen, falls die 
oben erwähnten Tafelweinpreise wieder die Auslö- 
sungspreise überschreiten. 

Die Preise für zur Destillation bestimmte Weine 
erlauben keine normale Vermarktung der durch die- 
ses Verfahren gewonnenen Erzeugnisse; daher muß 
eine Beihilfe gewährt werden, deren Betrag unter 
Berücksichtigung der normalen Kosten so festzuset- 
zen ist, daß die betreffenden Erzeugnisse vermark- 
tet werden können. 

Es ist erforderlich, daß in jedem beteiligten Mit- 
gliedstaat eine Stelle mit der Durchführung der be- 
treffenden Bestimmungen beauftragt wird - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Destillation von Tafelwein ist nach Maßgabe 
dieser Verordnung zulässig. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 
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Artikel 2 

1. Erzeuger, die ihre gesamte Tafelweinernte oder 
einen Teil davon brennen lassen wollen, schlie- 
ßen, gegebenenfalls durch Vermittlung der Inter- 
ventionsstelle, mit den Brennereien ihrer Wahl 
Verträge über die Lieferung von Tafelwein ab. 

2. Diesen Verträgen zufolge 

a) kauft die Brennerei die im Vertrag angege- 
bene Tafelweinmenge; 

b) ist die Brennerei verpflichtet, diesen Wein 
zu brennen und dafür mindestens den in Ar- 
tikel 3 genannten Preis zu zahlen. 

3. In den Verträgen sind arizugeben: 

a) Menge, Farbe und vorhandener Alkoholgehalt 
der zu brennenden Tafelweine, 

b) Name und Anschrift des Erzeugers, 

c) Ort der Lagerung des Weines, 

d) Name des Brenners bzw. Firma der Brenne- 
rei, 

e) Anschrift der Brennerei. 


Artikel 3 

1. Der Mindestankaufspreis für zur Destillation be- 
stimmte Tafelweine wird auf 1,32 Rechnungsein- 
heiten je Grad und Hektoliter festgesetzt. 

2. Dieser Preis gilt für Ware ohne Behältnis ab 
Erzeugerbetrieb. 


Artikel 4 

1. Die Destillation darf weder vor dem 1. Juli 1974 
noch nach dem 30. September 1974 erfolgen. 

2. Es kann jedoch beschlossen werden, den Zeit- 
punkt für die Beendigung der Destillationsmaß- 
nahmen vor allem dann vorzuverlegen, wenn die 
Durchschnittspreise sämtlicher Tafelweinarten auf 
allen Handelsplätzen während zweier aufein- 
anderfolgender Wochen über den entsprechen- 
den Auslösungspreisen liegen. 


Artikel 5 

Die durch Destillation von Tafelwein gewonnenen 
Erzeugnisse müssen einen Alkoholgehalt von 86° 
und mehr mit einer Toleranzspanne von — 0°4 oder 
+ 0°4 aufweisen. 


Artikel 6 

1. Für jeden Hektoliter destillierten Weines ge- 
währt die Interventionsstelle eine Beihilfe. 

2. Die Beihilfe beträgt 0,32 Rechnungseinheiten je 
Grad und Hektoliter. 

3. Die Beihilfe darf nur dann gezahlt werden, wenn 
die in Artikel 2 vorgesehenen Verträge vorge- 
legt werden und der Nachweis dafür erbracht 
wird, daß die Destillation in dem gemäß Artikel 4 
hierfür zulässigen Zeitraum stattgefunden hat. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten bezeichnen eine Interven- 
tionsstelle, die mit der Durchführung dieser Ver- 
ordnung beauftragt wird. 

2. Zuständig ist die Interventionsstelle des Mit- 
gliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Destilla- 
tion erfolgt. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Finanzielle Auswirkung 

Die vorliegende Verordnung sieht, veranlaßt durch 
die Uberschußlage auf dem Weinmarkt, die Destil- 
lation von Wein gemäß Artikel 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 im Zeitraum vom 1. Juli 1974 bis 
einschließlich 30. September 1974 vor. 

Die Beteiligung des EAGFL ist auf 0,32 RE/°/hl fest- 
gesetzt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. Juli 1974 - 1/4 -680 70-E- Ta 17/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Unter Berücksichtigung einer zu destillierenden 
Menge der Größenordnung von sechs bis sieben Mio 
hl ergeben sich dadurch Ausgaben im Rahmen von 
20 Mio RE. Die Ausgaben werden in Artikel 691 
Posten 6911 des Haushaltes der Europäischen Ge- 
meinschaften eingesetzt. 


Budget 

Kredit 

Verbrauch der Kredite 

1972 


27 226 500 

1973 

2 109 000 

2 109 000 

1974 

z. E. 

32 000 


Für die vorgesehene Maßnahme reicht der Mittel- 
ansatz im Budget 1974 nicht aus. Allerdings weist 
die „Note d'information relative aux variations 
des depenses de la section Garantie suite ä la 
decision du Conseil du 23 mars 1974 et aux variations 
susceptibles de se manifester en 1974 pour d'autres 
motifs" vom 4. April 1974 für das Kapitel 69, Wein, 
zusätzliche Ausgaben in Höhe von 40 Mio RE aus. Im 
Rahmen des Gesamtkredits für die Abteilung Garan- 
tie kann die vorgesehene Maßnahme finanziert wer- 
den. Dazu ist allerdings eine Mittelübertragung von 
Kapitel zu Kapitel notwendig. 
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Begründung 


Aufgrund der von Frankreich und Italien einge- 
brachten Anträge auf Erlaß der in Artikel 7 der 
Grundverordnung vorgesehenen Vorschriften für die 
Destillation von Wein kam es auf den Tagungen 
des Rates vom 29./30. April 1974 und vom 4. Juni 
1974 zu einem Meinungsaustausch über die Lage auf 
dem Weinmarkt. 

Die Rekordernte von 1973 führte zu einem außer- 
gewöhnlichen Anwachsen der verfügbaren Wein- 
mengen, so daß der für Ende des Weinwirtschafts- 
jahres 1973/1974 erwartete Vorrat (schätzungsweise 
über 80 Millionen hl) seit 1970, das heißt seit Be- 
ginn der gemeinsamen Marktorganisation, der höch- 
ste sein dürfte. 

Auf mehreren Handelsplätzen sind die Preise unter 
das Niveau des Auslösungspreises gesunken. Auf 
den anderen Handelsplätzen halten sich die Preise 
vor allem deshalb noch, weil die Erzeuger angesichts 
des derzeitigen Inflationsklimas und in Erwartung 
von Interventionsmaßnahmen ihren Wein nicht aus- 
liefern; Geschäfte werden in sehr geringem Umfang 
abgeschlossen. 

Was insbesondere Italien betrifft, so werden mit der 
Einführung des neuen Wechselkurses der Lira die 
italienischen Marktnotierungen um 12,5 v. H. in 
Rechnungseinheiten sinken. Im übrigen ist daran zu 
erinnern, daß die italienischen Marktnotierungen 
bis 15. Dezember 1974 weiterhin aufgrund der Nicht- 
anhebung der den Weinmarkt regulierenden Preise 
um einen Berichtigungskoeffizienten in Höhe von 
7,79 V. H. erhöht werden. Berücksichtigt man die- 
sen währungspolitischen Aspekt, so erscheint die 
Preissituation auf dem italienischen Markt beunru- 
higend. 


Schließlich ist aufgrund der übergroßen Lager, der 
wachsenden finanziellen Schwierigkeiten der Erzeu- 
ger und der Notwendigkeit, die neue Ernte unter- 
zubringen, ein vollständiger Zusammenbruch des 
Marktes mit dramatischen Folgen zu befürchten. 

Unter diesen Umständen hält es die Kommission für 
angebracht, dem Rat bereits jetzt den Erlaß der in 
Artikel 7 der Grundverordnung vorgesehenen Vor- 
schriften für die Destillation von Wein vorzuschla- 
gen. Es ist nämlich abzusehen, daß es, selbst bei 
einer normalen Ernte 1974, zu Beginn des nächsten 
Weinwirtschaftsjahres zu enormen Überschüssen 
kommt und das Ungleichgewicht auf dem Markt 
weiter bestehen bleibt. 

In ihrem im November 1973 vorgelegten Memoran- 
dum über die Anpassung der Landwirtschaftspolitik 
hat die Kommission bereits den Gedanken einer 
Destillation zu Beginn eines Weinwirtschaftsjahres 
zur Diskussion gestellt, um gegebenenfalls vorbeu- 
gend auf den Markt einwirken zu können. Sie wird 
diesen Gedanken demnächst in einem Vorschlag 
einer Verordnung zur Änderung der Grundverord- 
nung erneut aufgreifen. 

In diesem Sinne schlägt die Kommission auch heute 
ein rechtzeitiges Eingreifen zur Vermeidung einer 
schweren Krise auf dem Weinmarkt vor. Da außer- 
dem die verfügbaren Mengen auf jeden Fall früher 
oder später eine Destillation notwendig machen, 
könnten durch die vorgeschlagene Maßnahme die 
Kosten der Beihilfen für die private Lagerung, die 
andernfalls in den kommenden Monaten gewährt 
würden, eingedämmt werden. 

Die Bedingungen für die Destillation in diesem 
Jahr sind praktisch die gleichen, wie für die frühe- 
ren Maßnahmen im Jahre 1971 und 1972 vorgeschla- 
gen wurden. 
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